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Mit dieser Wahl 
hat sich 

das soziale Klima 
in der

Republik verändert 
Statement von Lothar Bisky 

auf der Pressekonferenz 
am Rande der Sitzung 
des Parteivorstandes 

nach den Landtagswahlen 
von Hessen und Niedersachsen. 

Meine Damen und
Herren, 
ich werde nur den
Aufschlag machen:
Das Fünf-Parteien-
system ist eine poli-
tische Verschiebung
der politischen Land-
schaft in Deutschland. Sie ist durch
uns bewirkt worden. DIE LINKE.
wirkt. Das gilt weiterhin. 
Die zweite Bemerkung, die ich ma-
chen möchte: Wir sind wohl nach
verschiedenen Kriterien die dritt-
stärkste politische Kraft geworden.
Ich bin optimistisch, dass das so blei-
ben wird. 
Der dritte Punkt: In der Parteineu-
bildung sind wir einen großen Schritt
vorangekommen. In zwei Flächen-
staaten in die Landtage einzuziehen,
das ist ein Meilenstein, das ist ein
Durchbruch. Dafür gibt es verschie-
dene Namen. Ich kann einfach nur sa-
gen: Wir können uns freuen. 
Der vierte Punkt: Wir sind auf dem
Weg nach Hamburg. Das vergessen
wir nicht, denn auch in Hamburg
wollen wir rein. Wir haben dann die
Kommunalwahlen in Bayern und in
Schleswig-Holstein. Wir wissen, das
ist eine Zwischenetappe, aber es ist
ein schöner Januar-Tag. Danke. 

Haushaltsberatungen vor dem Abschluss
Ende des Monats wird
die Stadtverordneten-
versammlung den
Haushalt für 2008 ab-
stimmen. Der Plan
2008 ist wie in den
letzten Jahren mit ei-
nem erheblichen Mi-

nus im Verwaltungshaushalt verse-
hen. Die Gesamtverschuldung der
Stadt wird weiter steigen und nach
Aussagen des Finanzvorstandes wird
sich diese Situation bis mindestens
2011 fortsetzen. Deshalb ist der Spiel-
raum für freiwillige Leistungen rela-
tiv gering. 
Entsprechend meiner Ankündigungen
wollen wir aber trotzdem in mindestens
einem wesentlichen Punkt eine Verbes-
serung der sozialen Standards. Wir wis-
sen, dass immer mehr Kinder in Forst
keine warme Mahlzeit erhalten. Aus die-
sem Grund beantragen wir die Einfüh-
rung des beitragsfreien Mittagessens für
alle Schülerinnen und Schüler der ersten
und zweiten Klassen an allen Forster
Schulen ab 1. September 2008. Dies wird
den Haushalt mit maximal 20.000 Euro
belasten. Wir wollen dies für alle Kinder
unabhängig vom Geldbeutel der Eltern.
Einzelmaßnahmen für Geringverdiener
und Hartz-IV-Empfänger würden diese
Menschen nur weiter mit Anträgen dis-
kriminieren und das eigentliche Ziel, ei-
ner vollständigen Versorgung der Kinder

nicht sichern. Wir verstehen diesen An-
trag als Einstieg in ein generell beitrags-
freies Schüleressen für alle Grund-
schüler. 
Zur Gegenfinanzierung wollen wir die
Ausgaben für Bauleitplanungen um
30.000 Euro kürzen. Ein Marketingkon-
zept für das sogenannte Freizeitzentrum
an der Neiße (Rosengarten, Gelände des
TV 1861 und Kinderferiendorf) sollte
frühestens nach einer Entscheidung zur
Landesgartenschaubewerbung erfolgen. 
Im Vermögenshaushalt beantragen wir
25.000 Euro für die Planung der Sanie-
rung Turnhalle Keune. Nur wenn 2008
die Voraussetzungen geschaffen werden,
kann 2009 die Halle auch saniert wer-
den. Das Ziel, die Elternbeiträge für die
Kitas zu senken, haben wir zurückge-
stellt. Die Mehrbelastung würde für die
Stadt rund 76.000 Euro betragen, dies ist
leider finanziell noch nicht zu realisie-
ren. Beim Essengeld dagegen wissen
wir laut einer Umfrage des Emnid-Insti-
tuts vom Januar 2008, dass 92 Prozent
aller Brandenburger einen solchen
Schritt unterstützen. Wir hoffen, dass
auch die Fraktionen von CDU und SPD
nicht gegen den Willen ihrer eigenen
Wähler stimmen werden. 
Wir werden von der Entscheidung zu
diesem Antrag unsere Abstimmung zum
Haushalt abhängig machen. 

Ingo Paeschke, Vorsitzender der 
Fraktion DIE LINKE. der SVV Forst 

Gleich mit dem ersten
Tagesordnungspunkt
der Sitzung des Kul-
tur- und Sozialaus-
schusses vom 28.01.08,

der Diskussion zum Haushaltsentwurf
2008 zeigte sich, wie sich die Stadtver-
waltung darauf vorbereitet hatte. Ein
Vertreter der Kämmerei fehlte und die

gestellten Fragen konnten damit nur
unzureichend beantwortet werden. 
Uns blieb also nichts weiter übrig, als ei-
ne zweite Sitzung zu beantragen, keine
erfreuliche, aber eine notwendige Sache.
Das Thema »Soziale Stadt« befand sich
überhaupt nicht auf der Tagesordnung,
nicht einmal unter dem Punkt Informa-
tionen. ➤ S. 2

Wie viel Wert hat die Arbeit 
des Kultur- und Sozialausschusses?
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Gegendarstellung 
In dem periodischem Druckwerk Mal-
xe-Blatt der Ausgabe 1/2008, in dem Ar-
tikel mit der Überschrift »Unter Ver-
dacht«, erschienen auf der Seite 2, wird
eine meine Person als Rechtsanwalt der
Stadt Forst (Lausitz) betreffende unrich-
tige Behauptung aufgestellt, die ich wie
folgt richtig stelle:
Unwahr ist, dass ich als Rechtsanwalt
der Stadt gegen den Fraktionsvorsitzen-
den der LINKEN wegen Geheimnisver-
rats ermitteln würde.
Wahr ist, dass ich als Rechtsanwalt der
Stadt Forst (Lausitz) gegen den Frak-
tionsvorsitzenden der LINKEN keine
Ermittlungen wegen Geheimnisverrats
führe.
Cottbus, den 31.01.2008

Olaf Taubenek, Rechtsanwalt

Auszug aus dem Protokoll
der Stadtverordneten-

versammlung 
vom 07.12.2007

»Herr Tischer gab bekannt, dass in
der November-Ausgabe des Malxe-
Blattes ein Artikel erschien, der
vom Fraktionsvorsitzenden DIE
LINKE., Herrn Ingo Paeschke, ge-
schrieben wurde. Der Artikel trägt
die Überschrift: »Blindverkauf«.
Der Artikel beinhaltet eine Aussage
aus einer nicht öffentlichen Sitzung
des Hauptausschusses zum Thema
»Anteilsverkauf der Stadtwerke«. In
diesem Artikel wird mehrfach der
Grundsatz der Verschwiegenheit
tangiert. Um das weiter zu untersu-
chen bzw. zu prüfen ist eine Stel-
lungnahme des Rechtsanwalts der
Stadt erfolgt. In dieser Stellungnah-
me geht der Rechtsanwalt davon
aus, dass die Verschwiegenheits-
pflicht verletzt wurde. Es sind jetzt
noch weitere Prüfungen und
Schlussfolgerungen notwendig …«

(Fortsetzung von Seite 1)
Erst auf Nachfrage gab es eine kurze
Diskussion dazu. Gerade dieses Thema
hat bei vielen Vereinen Hoffnung auf
Hilfe und Unterstützung ausgelöst, und
das noch vorzulegende Konzept zur Ju-
gend- und Sozialarbeit sollte Hilfestel-
lung geben beim finden von Schwer-
punkten in diesem Bereich. Man darf
gespannt sein auf das Entwicklungskon-
zept »Soziale Stadt«. Ein Beratungsge-
genstand im Kultur- und Sozialaus-
schuss wird es sicher nicht – oder
doch??? Anke Schwarzenberg, 

Mitglied des Kultur- und 
Sozialausschusses der SVV Forst

Wie viel Wert … Kinderarmut bekämpfen, 
Kinderrechte stärken, 

Bildung und Betreuung gebührenfrei 
und flächendeckend bereitstellen 

Das 5-Punkte-Sofortprogramm der Frak-
tion DIE LINKE. im Bundestag gegen
Kinderarmut in einem der reichsten Län-
der dieser Erde ist ein vernichtendes
Zeugnis für Politik und Wirtschaft der
Bundesrepublik Deutschland. Kinder-
armut ist strukturell bedingt. Grundsätz-
lich kann der Kinderarmut nur begegnet
werden, wenn die Armut der Eltern über-
wunden wird. Armut ist der größte Risi-
kofaktor für die kindliche Entwicklung. 
Wie aus dem am 15.11.07 vom Deutschen
Kinderhilfswerk vorgelegten »Kinderreport
Deutschland 2007« hervorgeht, hat sich seit
der Einführung von Hartz IV Anfang 2005
die Kinderarmut in Deutschland verdoppelt.
Derzeit leben mehr als 2,5 Millionen Jungen
und Mädchen auf Armutsniveau. Dieser Zu-
stand muss umgehend überwunden werden.
Wir brauchen einen sofortigen Paradigmen-
wechsel in der Politik, um Kinderarmut
wirksam und nachhaltig zu bekämpfen. Das
Recht von Kindern auf Achtung ihrer Würde
sowie auf Entwicklung und Entfaltung ihrer
Persönlichkeit soll im Grundgesetz verankert
werden und zu einer Leitlinie des Regie-
rungshandelns werden. DIE LINKE. fordert
daher ein 5-Punkte-Sofortprogramm, das fol-
gende Schritte enthält: 
1. Erhöhung und Reform des Kinderzu-
schlages, um Hartz IV für erwerbstätige
Eltern und deren Kinder zu vermeiden:
Der bedarfsbezogene Kinderzuschlag muss
deutlich erhöht werden von bisher maximal
140 Euro auf 200 Euro für unter 14-jährige
und 270 Euro für 14-jährige und ältere Kinder.
Die Einkommensgrenzen müssen entfallen,
damit der Berechtigtenkreis deutlich ausge-
weitet wird. Ergänzend muss das Wohngeld
um mindestens 15 Prozent angehoben und um
eine Familienkomponente erweitert werden.
Ziel ist es, durch einen Ausbau und eine Erhö-
hung der Vorrangleistungen Kinderzuschlag
und Wohngeld Familien davor zu bewahren,
dass sie allein aufgrund der Kosten für die
Kinder von staatlicher Fürsorgeleistung ab-
hängig werden (entsprechende Forderungen
erhebt auch der DGB, ein konkretes Konzept
der Arbeitnehmerkammer Bremen liegt vor).
Hierdurch kann auch die jetzige strukturelle
Benachteiligung von Alleinerziehenden beho-
ben werden, denen heute weitgehend ein Kin-
derzuschlag verwehrt wird. 
2. Der Hartz-IV-Regelsatz für Kinder
muss unverzüglich angehoben und zu ei-
nem kindgerechten Regelsatz entwickelt
werden:
Damit ab 2008 Kinder nicht mehr gezwun-
gen sind Suppenküchen aufzusuchen, müs-
sen sich Sozialleistungen für Kinder in
Hartz-IV-Familien an deren Bedarf orientie-
ren. Im ersten Schritt müssen die Kinder-Re-
gelsätze auf rund 300 Euro angehoben wer-
den. Generell ist eine konkrete kinderspezifi-
sche Bedarfsanalyse notwendig, da der heu-

tige abgeleitete Regelsatz für Kinder deren
spezifische Bedarfe nicht erfasst und auch
nicht abdeckt. Bei der Erhebung müssen die
Kosten für eine gesunde Ernährung, Klei-
dung, Schulbesuch und Teilnahme an kultu-
rellen Angeboten einbezogen werden. (For-
derung Bremen/Berlin). Der Staat muss den
Kindern garantieren, dass sie gesund auf-
wachsen, freien Zugang zu guter Bildung ha-
ben und gleichberechtigt am alltäglichen Le-
ben teilhaben können. 
3. Öffentliche Bildung gebührenfrei und
flächendeckend bereitstellen – Qualität in
der Betreuung deutlich verbessern 
Es ist ein Skandal, dass in Deutschland die
soziale Herkunft wesentlich die Bildungs-
chancen von Kindern bestimmt. Kinder müs-
sen unabhängig vom Erwerbs- und Einkom-
mensstatus der Eltern gleiche Entwicklungs-
chancen haben. Die Länder müssen vom
Bund in die Lage versetzt werden, den Kom-
munen zu ermöglichen, die gebührenfreie
Ganztagskinderbetreuung als ein soziales
Recht zu realisieren. Quantität und Qualität
müssen beim Ausbau der Kinderbetreuung
genauso stimmen wie die Finanzierung. Da-
zu gehört auch die Realisierung einer gebüh-
renfreien gesunden Mittagessenversorgung.
Die Ausbildung der Erzieherinnen und Erzie-
her, deren Arbeitsbedingungen und Gehalt
müssen umgehend verbessert werden. Ein
umfassender Bildungsanspruch muss aber
auch weitere Angebote umfassen. Die Kom-
munen müssen daher finanziell in die Lage
versetzt werden, Kindern den gebührenfreien
Zugang zu kulturellen Einrichtungen wie
Museen, Bibliotheken, Theatern, Musik-
schulen usw. zu ermöglichen. 
4. Sonderfonds zur Stärkung der Kinder-
und Jugendarbeit 
Die in den letzten Jahren vorgenommenen
Kürzungen in der Kinder- und Jugendarbeit
müssen durch eine Gemeinschaftsanstren-
gung von Bund, Ländern und Kommunen
unverzüglich rückgängig gemacht werden.
Ein gemeinsames Schwerpunktprogramm in
Höhe von 150 Mio. Euro jährlich würde die
Einsparungen der letzten Jahre zumindest
teilweise kompensieren. In den nächsten fünf
Jahren sollen hierfür vom Bund jährlich
50 Millionen Euro zur Verfügung gestellt
werden und entsprechende Anstrengungen
der Länder und Kommunen ergänzen. Die
Standards für die Ausstattung und Qualität
der Angebote müssen erhöht werden. 
5. Das Kindergeld muss in einem ersten
Schritt auf 200,– Euro angehoben werden. 
Das Kindergeld hat seit seiner letzten Erhö-
hung real einen Wertverlust erfahren. Dieser
muss durch eine Anhebung in dieser Größen-
ordnung umgehend ausgeglichen werden.
Das erhöhte Kindergeld und der erhöhte be-
darfsgerechte Kinderzuschlag können dann
zur Kindergrundsicherung ausgebaut wer-
den. Fraktion DIE LINKE. im Bundestag 
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Ein Beschluss und keine Ende
Es ist kein Geheimnis, dass es unter-
schiedliche Auffassungen zur Frage
der Braunkohleverstromung im
Kreisverband Lausitz gibt. Gerade
der Ortsverband Forst
fällt mit seiner differen-
zierten Betrachtung des
Themas aus dem Rah-
men. 
Aus diesem Grund wurde
die Antragsdebatte auf
dem 1. Kreisparteitag in
Cottbus zu einem spannen-
den Krimi. Argumente da-
für und dagegen wurden
ausgetauscht, ohne wirk-
lich auf den Inhalt der Ar-
gumente einzugehen. Mit
der Bildung einer Kreis-
arbeitsgruppe Energiepoli-

tik soll diese Polarisierung aufgehoben
werden. Die Arbeitsgruppe will sich in-
haltlich mit dem Thema der energiepoli-
tischen Zukunft der Lausitz beschäfti-

Afghanistan braucht 
humanitäre Hilfe und keine Soldaten

Anlässlich der Forderung von US-
Außenminister Robert Gates, Deutsch-
land solle Kampftruppen in den Sü-
den Afghanistans schicken, erklärt
Christine Buchholz, Mitglied im Ge-
schäftsführenden Parteivorstand der
Linkspartei:
Die Entsendung deutscher Truppen in
den Süden Afghanistans wäre ein ver-
heerender Schritt. Der Krieg ist nicht zu
gewinnen. Vielmehr hat er dazu geführt,
dass sich die humanitäre Situation in
dem Land immer weiter verschlechtert
und das Misstrauen der Bevölkerung ge-

gen den Westen steigt. – Die Bundesre-
gierung hat schon mit ihrer Zustim-
mung, Kampftruppen in den Norden Af-
ghanistans zu schicken, deutlich ge-
macht, dass sie weiterhin die militäri-
sche Komponente des Afghanistanein-
satzes stärkt und nicht – wie zuletzt in
der Afghanistanstrategie vom Septem-
ber 2007 behauptet – die humanitäre.
DIE LINKE. weist jegliche Forderungen
nach Aufstockung der Truppen zurück
und setzt sich an der Seite der Friedens-
bewegung weiterhin für einen Abzug
der Bundeswehr aus Afghanistan ein. 

Mit Mindestlohn 
gegen Lohndumping
und für die Stärkung
der Binnenkaufkraft 

In Brandenburg sind wieder weniger
Menschen in sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnis-
sen. Die aktuelle Zahl für November
2007 betrug 739 200 und lag damit um
rund 2 000 unter dem Wert für Ok-
tober 2007. (aktuelle Angaben von Ja-
nuar 2008) 
DIE LINKE. weist erneut darauf hin,
dass sozialversicherungspflichtig nicht
automatisch existenzsichernd bedeutet.
Denn ca. ein Fünftel der brandenburgi-
schen Beschäftigten arbeitet für Stun-
denlöhne unter 7,50 Euro. Angesichts
dieser beunruhigenden Entwicklung be-
kräftigt DIE LINKE. ihre Forderung
nach Einführung eines flächendecken-
den, gesetzlichen Mindestlohnes. So
kann dem Lohndumping entgegenge-
wirkt und gleichzeitig die Binnenkauf-
kraft in Brandenburg gestärkt werden.
Für DIE LINKE. ist auch die massive
Zunahme älterer Langzeitarbeitsloser
über 50 Jahre von 53 775 auf 58 111 alar-
mierend. 
Wir fordern deshalb die Landesregierung
auf, das Instrument des Kommunalkom-
bilohnes besonders auf diese Menschen
auszurichten, um damit ihren beruflichen
Wiedereinstieg zu ermöglichen und einen
sozialverträglichen Übergang in die Ren-
te zu gewährleisten. Christian Görke, 

arbeitsmarktpolitischer Sprecher, 
DIE LINKE.-Fraktion 

im Landtag Brandenburg 

Liebe Mitglieder und Sympathisanten
des Forster Ortsverbandes, 

in vielen Gesprächen zeigte sich, dass
es ein großes Interesse zur Bildung ei-
ner Arbeitsgruppe Soziales gibt. 

Aus diesem Grunde laden wir alle
Interessierten (Mitglieder und Nicht-
mitglieder) zur Gründung der AG So-
ziales am 20.03. um 18:30 Uhr in die
Geschäftsstelle des Ortsverbandes
Forst herzlich ein. 

Ortsvorstand Forst DIE LINKE. 

Der Bundesgeschäftsführer meint 

Presseerklärungen von Dietmar Bartsch 
zu aktuellen Themen 

Urteil bestätigt Kritik 
der LINKEN

Die Kürzung der Pendlerpauschale ist
nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofes verfassungswidrig. 
SPD und CDU haben ihre Hausaufgaben
nicht gemacht und jetzt die Quittung da-
für bekommen. Die Kritik der LINKEN
an der Kürzung der Pendlerpauschale
wird durch das Urteil bestätigt. Die Kür-
zung der Pendlerpauschale ist nicht nur
eine rechtliche, sondern vor allem eine
soziale Frage. Vor allem Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in struktur-
schwachen Regionen und in den neuen
Bundesländern wurden hart getroffen. 
DIE LINKE. hat die Kürzung der Pend-

lerpauschale von Anfang an als unsozial
kritisiert, zumal sie einherging mit der
erheblichen Senkung des Sparerfrei-
betrages, der Minderung des gesetz-
lichen Anspruchs auf staatliches Kinder-
geld und der Erhöhung der Mehrwert-
steuer. 
Die jetzt vom Bundesfinanzhof festge-
stellte Verfassungswidrigkeit sollte An-
lass für eine schnelle Korrektur sein.
DIE LINKE. fordert die sofortige Rück-
nahme des eindeutig zu Lasten der Be-
schäftigten gehenden Sparbeschlusses.
Die Konsequenz muss lauten: Der Weg
zur Arbeit ist wieder von der Haustür bis
zum Werktor steuerlich absetzbar. Herr
Steinbrück, handeln Sie, bevor das
Bundesverfassungsgericht Sie zwingt! 

gen. Es ist nicht Ziel, eine einheitliche
Meinung zu erarbeiten, sondern einfach
wieder einander zuzuhören und die
Energiefrage auch mit einem globalen
Ansatz zu betrachten. Es bleibt abzu-
warten, wie sich die Vertreter unter-
schiedlicher Auffassungen in diese Dis-
kussion einbringen werden. Glaubhafte
Politik braucht nun mal reale Lösungs-
ansätze. Anke Schwarzenberg, 

Ortsvorsitzende Die Linke. 

Aus 
Eulenspiegel 

Nr. 2/08
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Geburtstage

Herzlichen Glückwunsch den Jubilaren!

19.02., 74 Jahre, Gen. Wolfgang Noack 
25.02., 80 Jahre, Genn. Helga Schahn               28.02., 76 Jahre, Genn. Gerda Kluge 
08.03., 78 Jahre, Gen. Horst Rubin 
10.03., 76 Jahre, Gen. Manfred Rademacher in Döbern 10.03., 68 Jahre, Gen. Peter Weidner 

Termine

Di., 12.02., 18:30 Uhr, Geschäftstelle Cottbuser Str. 54: 

Sitzung der Fraktion DIE LINKE. der SVV Forst

Di., 19.02., 18:30 Uhr, Geschäftsstelle Cottbuser Str. 54:

DIE LINKE.-Ortsvorstandssitzung

Mo., 03.03., 18:30 Uhr, Geschäftsstelle Cottbuser Str. 54:

AG »Malxe-Blatt«

Mo., 11.03., 18:30 Uhr, Geschäftsstelle Cottbuser Str. 54:

Sitzung der Fraktion DIE LINKE. der SVV Forst
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Rechtsberatung zu Hartz IV
RA Michael Elte 

Montag, 18.02.08, und Montag, 03.03.08 
jeweils ab 10:00 Uhr 

in der Geschäftsstelle der LINKEN, Cottbuser Straße 54 

Terminvereinbarung über Frau Dr. Radochla, 
� (03562) 69 34 34 oder � (03562) 78 52, 

Beratungsgebühr zwischen 5 und 10 Euro. 

Schäubles Grundgesetz 
muss eine Fälschung sein 

Bundesinnenminister Schäuble will künftig auch 
Abgeordnete, Strafverteidiger und Geistliche belauschen

und ausspähen lassen: Das sei »fachlich erforderlich
und verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden«. 

Das Grundgesetz, auf das sich Bundesinnenminister Schäub-
le zuweilen beruft, muss eine Fälschung sein. Das geltende
Grundgesetz enthält Grund- und Bürgerrechte, die zugleich
Schutz-und-Trutzrechte vor einem allzu begierigen Staat sind.
Dazu gehört auch, dass Abgeordnete, Anwälte, Journalisten,
Geistliche und andere privilegiert werden. Nicht, weil sie be-
sonders gute Menschen sind, sondern weil ihre vertrauliche
Arbeit unverzichtbar für eine lebendige Demokratie ist.

Neue Generation von Überwachungstechnik
Die Polizei will Überwachungsdrohnen einsetzen, 

die auch für Privatpersonen interessant sind. 
Sachsens Polizei testet Drohnen, die mit Kameras ausgestat-
tet sind. Die lautlosen Hubschrauber-Spione sollen helfen,
Fußballrandale zu unterbinden. Derartige Überwachungs-
Drohnen sind zugleich universell einsetzbar, vom Staat und

von Privatpersonen. Ihrem Einsatz sind engste Grenzen zu
setzen. Dasselbe trifft auf den neuesten Bayern-Hit zu. Se-
xualstraftäter sollen GPS-Empfänger erhalten, die Alarm
schlagen, sobald sie sich Kindergärten nähern. Auf dieselbe
Weise könnte notorischen Trinkern das Umfeld von Kneipen
und Bettlern das Betreten der Innenstädte verwehrt werden.
Intelligente Überwachungskameras, die einzelne Personen
in einem Pulk erkennen können, sind längst im Probe-
betrieb. Mit alledem wird eine neue Generation von Über-
wachungstechnik auf ihren Einsatz vorbereitet. Auch hier
gilt: Wehret den Anfängen. 

Dem Vergessen nicht länger Vorschub leisten
Der seit zwölf Jahren offiziell begangene Gedenktag 

an die Opfer des Nationalsozialismus 
ist ein wichtiger Baustein in der Erinnerungskultur

der Bundesrepublik Deutschland. 
Aber er ist nur ein Tag in einem langen Jahr. Um den Er-
innerungsalltag ist es schlechter bestellt. Immer mehr au-
thentische Gedenkstätten, wie einstige NS-Konzentrations-
lager, sind unterfinanziert. Immer mehr Schulklassen werden
abgewiesen, weil es an pädagogischem Personal mangelt.
Das leistet dem Vergessen Vorschub, und das kann auch durch
einen noch so guten Staatsakt nicht kompensiert werden. 

(Petra Pau ist stellvertretende Vorsitzende der Linksfraktion  
im Bundestag und Mitglied des Innenausschusses) 

Petra Paus Newsletter

Am 21.02. findet um 18:30 Uhr
unsere nächste öffentliche 

MITGLIEDERVERSAMMLUNG 
im Bürgerzentrum statt. 

Tagesordnung:  

• Informationen vom Landesparteitag 

• Informationen aus der Stadtfraktion 

• Stand der Vorbereitung 
der Kommunalwahlen 2008 u. a.

Schade
Ablehnung aus Schäubles Innenministerium gab es für den Vor-schlag einiger ARD-Intendanten, in den Nachrichtensendungen we-niger Videos oder Interviews mit gewaltbereiten Extremisten auszu-strahlen. Der Minister wolle und werde sich auch künftig in TV und
Presse zu aktuellen politischen Fragen äußern. THORALF KULLICH


